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Teilübersetzung

Das Grundgesetz (Verfassung) garantiert die Religionsfreiheit und die Bundesregierung achtet gewöhnlich dieses Grundrecht in der Praxis. Dennoch bleibt die Diskriminierung von bestimmten religiösen Minderheiten ein Thema. 

...

Die Scientology Kirche, die 18 Kirchen und Mission hat, blieb auch im Jahr 2004 weiterhin unter Beobachtung (wie dies seit 1997 der Fall ist) durch den Bundes und sieben Landesämter für Verfassungsschutz. Der Grund hierfür ist die Annahme, dass die Lehre und Praktiken der Kirche gegen die demokratische Grundordnung verstoßen oder die Menschenrechte verletzen. Die VS-Beamten sammeln Informationen– hauptsächlich aus Schriftstücken und öffentlichen Veranstaltungen um festzustellen, ob eine „Bedrohung“ existiert. Um weitere Informationen zu erhalten, habe sich Mitarbeiter des VS auch an Mitglieder gewandt – eine Praxis, die viele von ihnen als einschüchternd und als eine Form von Belästigung empfunden haben. Einschneidendere Maßnahmen wären von einer rechtlichen Überprüfung abhängig und würden einen Beweis für die Beteiligung zum Landesverrat oder bei terroristischen Aktivitäten voraussetzen. Der Bundesverfassungsschutz gab an, dass es keine Gesuche für einschneidendere Maßnahmen gegeben habe noch dass derartige Gesuche erwartet werden. 

Das Gericht in Köln entschied im November 2004 dass die Observierung rechtens sei und fortgeführt werden könne. Die Scientology Kirche hat Berufung eingelegt. Im April 2005 hat dann das Gericht im Saarland entschieden, dass der VS des Bundeslandes Scientology nicht in seinem Verfassungsschutzbericht einbringen könne, wenn es keine negativen Informationen gibt. Tatsächlich verzichten in den letzten drei Jahren eine steigende Anzahl von Bundesländern auf die Observierung von Scientology. Richtlinien und Praxis variieren stark in den einzelnen Bundesländern. Die Unterschiede in den Bundesländern scheinen sich immer mehr zu vergrößern, da viele der Bundesländer von dem strikten Kurs, der immer noch von Baden-Württemberg und Bayern gefahren wird, abweichen. Nichtsdestotrotz kam der Jahresbericht 2005 des Bundesverfassungsschutzes zu dem Schluss, dass die ursprünglichen Gründe für den Beginn der Beobachtung im Jahre 1997 weiterhin vorlägen. Er vermerkt jedoch ebenfalls, dass Scientology in keinerlei kriminelle Aktivitäten verstrickt sei. Die Scientologen behaupten weiterhin, dass die VS-Überwachung der Reputation der Kirche schadet und gehen weiter rechtlich gegen selbige vor. 

Mehrere Bundesländer haben Schriften über die Lehre und Ausübung von Scientology (und anderen Religionen) veröffentlicht. Die Länder verteidigen diese Praxis mit Hinweis auf ihre Verantwortung, Forderungen ihrer Bürger nach Informationen über solche Gruppen Folge zu leisten. Während viele dieser Schriften faktisch und relativ unvoreingenommen sind, warnen einige davon vor angenommenen Gefahren die Scientology für die politische Ordnung und die freiheitliche Wirtschaftsordnung als auch dem geistigen und finanziellen Wohlergehen von Personen darstellen soll. 

Zusätzlich zu den Aktionen der Regierungen ist auch die Katholische Kirche und, ganz besonders, die Evangelische Kirche ein öffentlicher Kritiker von Scientology. Evangelische „Sektenbeauftragte“ waren in dieser Hinsicht besonders aktiv. 

Als Antwort auf die Bedenken bezüglich der Ideologie und der Praxis von Scientology haben Regierungsstellen auf Landes- und Bundesebene als auch der Privatsektor Regeln eingeführt, die Scientology als Organisation als auch die einzelnen Mitglieder diskriminieren. Beispielsweise hat die Bundesregierung  seit 2001 Firmen von Regierungs-Trainings-Ausschreibungen ausgeschlossen, die bei der Durchführung des Auftrags „die Technologie von L. Ron Hubbard nutzen“.  Firmen die Scientologen gehören, von ihnen geführt werden oder Scientologen anstellen, könnten trotzdem an einer Ausschreibung teilnehmen. Einige Bundesländer und private Gruppen haben Variationen dieser Erklärung angenommen, einige noch strikter. In manchen Fällen wurden im Privatbereich ausländische Firmen, die im Land Geschäfte machen möchten, aufgefordert, eine Erklärung abzugeben, dass weder sie noch die Angestellten der Firma irgendetwas mit Scientology zu tun haben.

Seit 1996 haben die Arbeitsämter im ganzen Land eine Anweisung des Bundesministeriums für Wirtschaft und Arbeit umgesetzt, gemäß derer eine Markierung „S“ neben den Namen jener Firmen eingegeben werden muss, wenn sie im Verdacht stehen, Scientologen zu beschäftigen. Von Arbeitsvermittlern wird erwartet, dass sie ihre Kunden warnen, dass sie bei solchen Arbeitsstätten Scientologen antreffen könnten. Einige private Arbeitsvermittler haben dieses Praxis ebenfalls angenommen. Scientologen haben beklagt, dass die „S“-Markierung ihr Recht auf Privatsphäre verletze und in ihren Lebensunterhalt eingreife.

Im Jahre 2004 berichteten Scientologen weiterhin von Vorkommnissen gesellschaftlicher Diskriminierung. Nach den Angaben von Scientologen hat das Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg im Oktober 2004 den mit 15.000 Euro dotierte „Baden-Württembergischen Unterstützungspreis für junge Firmen“ zurückgezogen, als es herausfand, dass der Gewinner ein Scientologe ist. In Hamburg hat die Stadt es abgelehnt den Mietvertrag von Ausstellungsräumen der Scientologen zu verlängern. Sie bezog sich dabei auf Beschwerden aus der Bevölkerung über die aggressiven Rekrutierungsmethoden der Kirche. 

1990 schlossen die vier größten politischen Parteien des Landes - die Christlich-Demokratische Union (CDU), die Sozialdemokratische Partei (SPD) und die Freie Demokratische Partei (FDP) - Scientologen als Mitglieder aus. Scientologen haben diese Ausschlüsse erfolglos gerichtlich angefochten.

...

Der Status von Scientology war Thema vieler offizieller Diskussionen. Die U.S. Regierung hat ihre Besorgnis bezüglich der Verletzung von Menschenrechten aufgrund der Religionszugehörigkeit zum Ausdruck gebracht. Und auch über die Filterung von ausländischen Firmen auf mögliche Scientology-Zugehörigkeit. Angestellte der Konsulate haben beständig und wiederholt die Scientology Kirche in ihrem Anliegen, einen direkten Dialog mit Regierungsmitgliedern zu führen, unterstützt. 

Veröffentlicht am 08. November 2005

